
Nachschlagewerk: ja

BGHZ

BGB § 1603; RVO § 583

Ein Kind hat keinen von der Leistungsfähigkeit seines Vaters 
unabhängigen Anspruch auf "Auskehrung" der Kinderzulage zu 
der Verletztenrente, die der Vater mit Rücksicht auf eine 
Ausbildung des Kindes bezieht.

BGH, Urt. v. 24. Februar 1988 - IVb ZR 3/87 - OLG Schleswig
AG Bad Segeberg
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Kläger und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 13. Januar 1988 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Krohn, Dr. Zysk und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 1. Senats für Familiensachen 
des Schleswig Holsteinischen Oberlandes­
gerichts vom 2. Dezember 1986 aufgeho­
ben.

Auf die Berufung des Klägers wird das 
Urteil des Amtsgerichts - Familienge­
richt - Bad Segeberg vom 27. September 
1985 teilweise abgeändert:

Es wird festgestellt, daß der Kläger 
nicht verpflichtet ist, an die Beklagte 
für die Zeit vom 1. September bis ein­
schließlich 8. Dezember 1984 mehr als 
monatlich 94 DM Unterhalt zu zahlen. So­
weit er darüber hinaus die Feststellung 
begehrt, der Beklagten für die Zeit vom
1. August bis 8. Dezember 1984 nicht zum 
Unterhalt verpflichtet zu sein, wird die 
Klage abgewiesen und die Berufung zu­
rückgewiesen .
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Im übrigen wird der Rechtsstreit zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionverfahrens, 
an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen .

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die am 9. Dezember 1966 geborene Beklagte ist die 
Tochter des im Jahre 1934 geborenen Klägers aus seiner ge­
schiedenen Ehe, aus der noch ein im Februar 1974 geborener 
Sohn stammt. Der Kläger hat außerdem einen am 6. August 1984 
geborenen nichtehelichen Sohn.

Die Beklagte steht seit.dem 1. September 1984 in einem 
Ausbildungsverhältnis und erhält eine - mit jedem Ausbil­
dungsjahr steigende - monatliche Ausbildungsvergütung. Der 
Kläger bezieht wegen eines im Jahre 1975 erlittenen Ver­
kehrsunfalls eine Verletztenrente der Berufsgenossenschaft 
für den Einzelhandel, zu der zeitweise Kinderzulagen für die 
beiden ehelichen Kinder in Höhe von monatlich je 113,77 DM 
gewährt wurden. Seit dem 30. Dezember 1980 besteht für ihn 
eine Gebrechlichkeitspflegschaft.

Durch eine im Ehescheidungsverfahren erlassene einst­
weilige Anordnung des Amtsgerichts - Familiengericht - 
Bad Segeberg vom 11. März 1983 wurde dem Kläger aufgegeben, 
an die Beklagte und ihren Bruder monatlich je 145 DM
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Unterhalt zu zahlen. Für den nichtehelichen Sohn hatte er 
seit der Geburt zunächst monatlich 130 DM und seit Januar 
1985 monatlich 146 DM zu leisten.

Mit der im Juli 1984 eingereichten Klage beantragt der 
Kläger die Feststellung, daß er ab 1. August 1984 nicht mehr 
zu Unterhaltszahlungen an die Beklagte verpflichtet sei. 
Diese könne ihren Unterhaltsbedarf durch die Ausbildungsver­
gütung als eigenes Einkommen decken. Auch sei er im Hinblick 
auf die seit August 1984 bestehende Unterhaltsverpflichtung 
gegenüber dem nichtehelichen Sohn nicht mehr leistungsfä­
hig.

Das Amtsgericht - Familiengericht - hat der Klage teil­
weise stattgegeben und "festgestellt, daß der Kläger ver­
pflichtet ist, für die Zeit vom 1. September bis zum 31. De­
zember 1984 monatlichen Unterhalt von 97 DM an die Beklagte 
zu zahlen"; im übrigen hat es die Klage abgewiesen. Auf die 
Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht das Urteil 
abgeändert und unter Abweisung der weitergehenden Klage 
festgestellt, "daß der Kläger an die Beklagte für die Zeit 
von September bis November 1984 monatlichen Unterhalt in 
Höhe von 94 DM und ab Dezember 1984 keinen Unterhalt zu 
zahlen hat.".

Hiergegen wendet sich die Beklagte mit der zugelassenen 
Revision, mit der sie die Wiederherstellung des amtsgericht­
lichen Urteils erstrebt.
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Entscheidunasqründe:

Das Rechtsmittel hat teilweise Erfolg.

I.

September bis 31. Dezember 1984:

1. Das Berufungsgericht hat den Kläger für die Zeit von 
September bis November 1984 - nur noch - für verpflichtet 
gehalten, monatlich 94 DM Unterhalt an die Beklagte zu 
zahlen, weil sie nur in dieser Höhe einen durch ihre Aus­
bildungsvergütung nicht gedeckten Restbedarf habe.

a) Diesen hat es wie folgt ermittelt:

Nettoeinkommen der Beklagten monatlich 
abzüglich Fahrten, zum Arbeitsplatz 

Fahrten zur Berufsschule 
ausbildungsbedingter Freibetrag 

verbleibt als anrechenbares Eigeneinkommen

Dieses Einkommen hat das Gericht dem in Anlehnung an 
die Düsseldorfer Tabelle (Stand 1984) ermittelten Mindestbe­
darf für ein 13- bis 18jähriges Kind nach der ersten Einkom­
mensstufe mit monatlich 297 DM gegenübergestellt und ist 
damit zu einem ungedeckten Restbedarf von monatlich rund 
94 DM gelangt.

437,53 DM 
82,—  DM 
32,04 DM 

120,—  DM 
203,49 DM.
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b) Dieser Bedarfsberechnung hält die Revision entgegen, 
das Berufungsgericht habe die Fahrten zur Arbeitsstelle zu 
Unrecht mit nur monatlich 82 DM berücksichtigt; es habe den 
detaillierten Vortrag der Beklagten außer Acht gelassen, daß 
sie einen eigenen Pkw benutzen müsse, weil sie den Arbeits­
platz nicht in zumutbarer Weise mit öffentlichen Verkehrs­
mitteln erreichen könne; durch die Benutzung des Pkw ent­
stünden ihr Fahrkosten von monatlich 470 DM.

c) Hiermit kann die Revision nicht durchdringen. Die 
Beklagte hat die Kosten einer Monatskarte für die Fahrten 
zur Arbeitsstelle in ihrer Klageerwiderung vom 8. August 
1984 selbst mit 82 DM angegeben. Der Vortrag, auf den sich 
die Revision bezieht, stammt demgegenüber aus einem Schrift­
satz im Beruf ungisverfahren vom 5. September 1986, als die 
Kosten der Monatskarte nach den Angaben der Beklagten auf
94 DM gestiegen waren. Soweit sich die Beklagte damals dar­
auf berufen hat, daß sie einen eigenen Pkw benutze, können 
hieraus keine Schlüsse für ihre Fahrtkosten im Jahre 1984 
gezogen werden. Denn zu jener Zeit war die Beklagte noch 
minderjährig und damit nicht berechtigt, einen Pkw zu führen 
('S 7 StVZO).

Sonstige Bedenken gegen die Ermittlung des Unt^rhalts- 
bedarfs der Beklagten für die Zeit bis November 1984 werden 
von der Revision nicht dargetan und sind auch nicht ersicht­
lich.

2. In dem Umfang eines Restbedarfs von monatlich 94 DM 
hat das Berufungsgericht den Kläger auch unter Berücksichti­
gung seiner Unterhaltspflichten gegenüber seinen beiden
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Söhnen als leistungsfähig angesehen. Das wird - als der Be­
klagten günstig - von der Revision nicht angegriffen.

Das angefochtene Urteil hat daher Bestand, soweit über 
den Feststellungsantrag für August 1984 (der nicht Gegen­
stand des Revisionsverfahrens ist) sowie für September bis 
November 1984 entschieden worden ist. Angesichts der inso­
weit mißverständlichen Fassung der Entscheidungsformel ist 
aber klarzustellen, daß auf die leugnende Feststellungsklage 
nicht etwa die verbleibende Unterhaltspflicht des Klägers 
(für September bis November 1984) festzustellen ist. Viel­
mehr ist die Feststellung dahin zu treffen, daß er für diese 
Zeit nicht mehr als monatlich 94 DM zu zahlen verpflichtet 
ist.

3. a) Für Dezember 1984 hat das Berufungsgericht eine 
Unterhaltspflicht des Klägers verneint, weil "mit dem Ein­
tritt der Volljährigkeit der Beklagten ab Dezember 1984" die 
Leistungsfähigkeit des Klägers ende, dem nunmehr der große 
Selbstbehalt nach § 1603 Abs. 1 BGB von (damals) monatlich 
1.100 DM verbleiben müsse; dieser sei nach Abzug der Unter­
haltsleistungen für die beiden minderjährigen Söhne nicht 
mehr gewahrt.

b) Das greift die Revision zu Recht an. Die Beklagte 
ist erst-am 9. Dezember 1984 volljährig geworden. Ihr gegen­
über stand dem Kläger daher bis einschließlich 8. Dezember 
1984 nur der kleine Selbstbehalt (§ 1603 Abs. 2 BGB) zu, der 
nach der Feststellung des Berufungsgerichts (oben zu 2.) ge­
wahrt ist. Die Beklagte kann daher für diese Zeit noch den 
anteiligen Monatsbetrag verlangen (8/31 von 94 = 24,25 DM).
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Den vollen Monatsbetrag von 94 DM kann sie für Dezember 
1984 nicht beanspruchen, auch wenn ihr Anspruch auf die Ren­
te für diesen Monat zu Monatsbeginn fällig wurde, § 1612 
Abs. 3 Satz 1 BGB. Insoweit fehlt es - im Gegensatz zu den 
ausdrücklich geregelten Fällen etwa der §§ 1612 Abs. 3 
Satz 2 und 1585 Abs. 1 Satz 3 BGB, auf die Luthin in FamRZ 
1985, 262, 263 verweist - an einer gesetzlichen Regelung, 
kraft welcher der Unterhaltsverpflichtete für den Monat, in 
dem ein minderjähriges Kind volljährig wird, noch den vollen 
Monatsbetrag des Minderjährigenunterhalts zu zahlen hätte 
(vgl. auch Senatsurteil vom 13. Januar 1988 - IVb ZR 7/87 - 
zur Veröffentlichung bestimmt).

II.

Ab 1. Januar 1985:

Mit Eintritt der Volljährigkeit der Beklagten hat das 
Berufungsgericht, wie dargelegt, eine Unterhaltsverpflich­
tung des Klägers mangels Leistungsfähigkeit verneint. Von 
einer Feststellung des infolge der Volljährigkeit gestiegen­
en Bedarfs der Beklagten hat es dabei abgesehen, weil ange­
sichts der Renteneinkünfte des Klägers von monatlich 
1.266,40 DM ab 1. Januar 1985, 1.282,70 DM ab 1. Juli 1985, 
1.369,50 DM ab 1. Januar 1986 und 1.421,55 DM ab 1. Juli 
1986 der Selbstbehalt schon durch die UnterhaltsZahlungen an 
die Söhne des Klägers unterschritten werde.

1. a) Hiergegen wendet sich die Revision mit dem Hin­
weis, der Kläger müsse jedenfalls den KinderZuschuß, den er.
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zu seiner Erwerbsunfähigkeitsrente beziehe, an die Beklagte 
auskehren, wenn er sonst keine Unterhaltslasten für sie tra­
ge und demgemäß keine erhöhten Bedürfnisse habe, zu deren 
Ausgleich der Kinderzuschuß bestimmt sei.

b) Mit diesem bereits in der Vorinstanz erhobenen Ein­
wand hat sich das Berufungsgericht im Rahmen seiner Prüfung 
der Leistungsfähigkeit des Klägers für die Zeit bis November 
1984 auseinandergesetzt und dazu ausgeführt: es teile nicht 
die in der Rechtsprechung teilweise vertretene Ansicht, daß 
der von einem leistungsunfähigen UnterhaltsSchuldner bezoge­
ne Kinderzuschuß zur gesetzlichen Rentenversicherung dem 
Kind zur Deckung seines Unterhaltsbedarfs zur Verfügung zu 
stellen sei, auch wenn dabei der Selbstbehalt des Unter­
haltspflichtigen unterschritten werde. Das Berufungsgericht 
hat sich stattdessen den "grundsätzlichen Ausführungen" des 
erkennenden Senats in dem Urteil vom 25. September 1985 
(IVb ZR 44/84 = FamRZ 1985, 1243) angeschlossen, nach denen 
ein sogenanntes Zählkind keinen von der Leistungsfähigkeit 
des Unterhaltspflichtigen unabhängigen Anspruch auf Auskeh- 
rung des Zählkindvorteils hat, die Eltern minderjähriger un­
verheirateter Kinder vielmehr gemäß § 1603 Abs. 2 Satz 1 BGB 
berechtigt sind, aus allen verfügbaren Mitteln zunächst 
ihren eigenen notwendigen Unterhalt zu sichern, bevor sie 
ihnen aus den danach verbleibenden Mitteln Unterhalt lei­
sten müssen. Hieraus hat das Berufungsgericht geschlossen, 
der vorliegende Fall könne nicht anders beurteilt werden.
Der Zählkindvorteil sei ebenso Bestandteil des gewährten 
Kindergeldes wie der hier auf die Beklagte entfallende Kin­
dergeldanteil. Ob dieser Teil des Kindergeldes unterhalts­
rechtlich als Einkommen des Klägers angesehen werden müsse.
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könne offen bleiben. Denn nach dem genannten Urteil vom 
25. September 1985 stehe das Kindergeld für den Barunterhalt ' 
Dritter nicht zur Verfügung, sofern dem Kläger weniger als 
der Selbstbehalt verbleiben würde.

c) Diese Ausführungen greift die Revision ohne Erfolg
an.

Der Senat hat bisher nicht entschieden, ob ein Eltern­
teil, der seinem unterhaltsbedürftigen Kind (sonst) keinen 
Unterhalt leistet, ihm wenigstens das Kindergeld oder die 
dieses gemäß § 8 BKGG verdrängenden Zulagen oder Zuschüsse 
zur Rente "auskehren" muß, auch wenn ihm selbst danach weni­
ger als der ihm zustehende Selbstbehalt verbleibt (vgl. 
Senatsurteile vom 28. März 1984 - IVb ZR 53/82 = NJW 1984, 
1614; vom 25. September 1985 aaO). Er hat lediglich in 
einem Urteil vom 18. April 1984 (IVb ZR 80/82 = FamRZ 1984, 
769, 772) ausgesprochen, daß bei angemessener Versorgung 
des Kindes die Weiterreichung des Kindergeldes an das Kind 
nicht geschuldet werde. Welche Grundsätze zu gelten haben, 
wenn ein Kind nicht "angemessen versorgt", sein Bedarf also 
nicht anderweitig gedeckt ist, steht hier zur Entscheidung.

Diese Frage kann nicht anders entschieden werden als in 
dem von dem Berufungsgericht angenommenen Sinn. Ein Unter- 
haltsanspruch, auch der eines Kindes gegen seine Eltern, 
setzt Bedürftigkeit des Anspruchstellers und Leistungsfähig­
keit des in Anspruch Genommenen voraus. Ist der in Anspruch 
genommene Elternteil nicht leistungsfähig, nämlich bei Be­
rücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen außerstande, 
ohne Gefährdung seines eigenen angemessenen Unterhalts den
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begehrten Kindesunterhalt zu gewähren, so ist er nicht un­
terhaltspflichtig; § 1603 Abs. 1 BGB. Gegenüber minderjähri­
gen unverheirateten Kindern wird der Selbstbehalt des El­
ternteils, von dem er hiernach keinen Unterhalt zu leisten 
braucht, allerdings dahin eingeschränkt, daß er alle verfüg­
baren Mittel zu seinem und der Kinder Unterhalt gleichmäßig 
verwenden muß, § 1603 Abs. 2 Satz 1 BGB. Soweit keine in 
diesem Sinne "verfügbaren" Mittel vorhanden sind, gilt aber 
auch hier der Grundsatz des Abs. 1 der Vorschrift, daß eine 
Unterhaltspflicht nicht besteht.

Die Revision meint, der Grundsatz des § 1603 Abs. 1 BGB 
müsse in Fällen der vorliegenden Art mit Rücksicht auf die 
Zweckbestimmung von Kindergeld und Kinderzulage zumindest 
unter Billigkeitsgesichtspunkten durchbrochen werden. Dafür 
bietet das Gesetz indessen keine Handhabe. Auch die Revision 
stellt nicht in Abrede, daß das Kindergeld Einkommen des un­
terhaltsverpflichteten Elternteils ist (vgl. § 1 BKGG), wenn 
es auch dem Zweck dienen soll, die mit der Versorgung und 
Erziehung eines Kindes nach der Lebenserfahrung allgemein 
verbundene Unterhaltslast zu erleichtern (BGHZ 70, 151, 153; 
BVerfGE 45, 104, 131). Für den KinderZuschuß zu einer Ver­
sichertenrente und die Kinderzulage zu der Verletztenrente 
nach §§ 580, 583 RVO, die hier der Kläger bezieht, gilt 
nichts anderes. Sie sind Bestandteil der Rente und stehen 
als solcher dem Rentenempfänger zu, auch wenn sie nach ihrer 
öffentlich-rechtlichen Zweckbestimmung "im wirtschaftlichen 
Endergebnis dazu bestimmt sind, dem vom Rentenberechtigten 
zu unterhaltenden Kind zuzufließen" (BSG Urteil vom 27. No­
vember 1986 - SozR 2200 § 583, RVO Nr. 5; und Urteil vom
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29. August 1984 - SozR 1200 § 48 SGB I Nr. 9; BSGE 10, 131; 
Verbandskoiranentar zur RVO Bd. II § 1262 Rdn. 2; Dersch/ 
Knoll/Brockhoff/Schickel/Schroeter/Völcker, RVO Gesamt- 
kommentar Bd. 4 § 5 8 3 Rdn. 2 und 3).

Diese öffentlich-rechtliche Zweckbestiramung wird jedoch 
vom privaten Unterhaltsrecht nicht berücksichtigt. Der Senat 
entscheidet in ständiger Rechtsprechung, daß die konkrete 
Zweckbestimmung von Sozialleistungen oder sonstigen öffent­
lich-rechtlichen Zuwendungen für die Beurteilung der unter­
haltsrechtlichen Leistungsfähigkeit oder Bedürftigkeit des 
Empfängers nicht ohne weiteres maßgebend ist (vgl. etwa Se­
natsurteile vom 23. April 1980 - IVb ZR 510/80 = FamRZ 1980, 
770, 772; vom 21. Januar 1981 - IVb ZR 548/80 = FamRZ 1981, 
338, 339; vom 16. September 1981 - IVb ZR 674/80 = FamRZ 
1981, 1165, 1166 und vom 7. Mai 1986 - IVb ZR 55/85 = FamRZ 
1986, 780; auch BGH Urteil vom 16. Januar 1980 - IV ZR 
115/78 = FamRZ 1980, 342 ff.). Demzufolge behandelt er auch 
zweckbestimmte Sozialleistungen im privaten Unterhaltsrecht 
grundsätzlich wie sonstiges Einkommen, soweit sie geeignet 
sind, den allgemeinen Lebensunterhalt des Leistungsempfän­
gers und seiner Familie zu decken (Urteil vom 21. Januar 
1981 aaO). Das ist auch bei dem staatlichen Kindergeld und 
den Kinderzuschüssen und -Zulagen zu Versicherten- und Ver­
letztenrenten der Fall und hat zur Folge, daß sie bei der 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit des Elternteils, dem sie 
zufließen, wie sonstiges Einkommen zu berücksichtigen sind. 
Ist der Elternteil auch, unter Berücksichtigung des Kinder­
geldes oder Kinderzuschusses (der KinderZulage) nicht lei­
stungsfähig, dann steht dem bedürftigen Kind - ungeachtet
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der "Zweckverfehlung" der Leistung des Kindergeldes bzw. Zu­
schusses aus öffentlich- rechtlicher Sicht - nach dem Grund­
satz des § 1603 Abs. 1 BGB kein Unterhaltsanspruch gegen ihn 
zu, auch nicht in Höhe des Kindergeldes oder des Kinderzu- 
schusses (der Kinderzulage). Eine "Auskehrung" dieser Sozi­
alleistungen unabhängig von der Leistungsfähigkeit des in 
Anspruch Genommenen kann das Kind mit den Mitteln des 
privaten Unterhaltsrechts nicht beanspruchen.

Wollte man einen solchen Anspruch zuerkennen, so würde 
es sich nicht um einen Unterhaltsanspruch handeln, sondern 
um einen eigenständigen Anspruch auf "Auskehrung" des Kin­
dergeldes (Kinderzuschusses oder der Kinderzulage), den das 
Gesetz jedoch nicht kennt, für dessen Begründung auch keine 
Notwendigkeit besteht.

Das Kind kann vielmehr auf dem Weg des öffentlichen 
Rechts das Ziel einer Auskehrung des Kindergeldes, Kinderzu­
schusses oder der Kinderzulage erreichen. So kann es unter 
den Voraussetzungen des § 48 SGB I begehren, daß "laufende 
Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts zu 
dienen bestimmt sind", ihm selbst ausgezahlt werden, wenn 
der (bisherige) Leistungsempfänger seiner gesetzlichen Un­
terhaltspflicht ihm gegenüber nicht nachkommt (§48 Abs. 1) 
oder wenn er ihm gegenüber nicht kraft Gesetzes unterhalts­
pflichtig ist und ihm keinen Unterhalt leistet (§48 
Abs. 2). Diese Regelung erfaßt nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts neben dem Kindergeld, das ausnahmsweise 
an das Zahlkind selbst ausgezahlt werden kann (BSG Urteil 
vom 25. März 1982 = SozR 1200 § 48 SGB Nr. 4), insbesondere 
die Kinderzuschüsse und Kinderzulagen zu Versicherten- und
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Verletztenrenten (BSG Urteile vom 17. September 1981 = SozR 
1200 § 48 SGB Nr. 1; vom 29. August 1984 = SozR 1200 § 48 
SGB Nr. 9). So hat das Bundessozialgericht in dem genannten 
Urteil vom 29. August 1984 ausgeführt: "Erhält ein Renten­
empfänger, der nicht für ein Kind aufkommt, für dieses einen 
KinderZuschuß, so kann der KinderZuschuß selbst dann bis zu 
seiner vollen Höhe an das Kind selbst (§ 48 Abs. 1 Satz 1 
SGB 1) oder an die Unterhalt gewährende Person oder Stelle 
(§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB 1) ausgezahlt werden, wenn er höher 
ist als der gesetzliche Unterhaltsanspruch". Feststellungen 
zur Unterhaltsbedürftigkeit des Kindes einerseits und zur 
Unterhaltsfähigkeit des Leistungsberechtigten (= Rentenem­
pfängers) andererseits brauchen die Gerichte der Sozialge­
richtsbarkeit dabei nicht zu treffen. Sie können sich viel­
mehr, sofern ein Antrag nach § 48 SGB gestellt wird, "auf 
die Feststellung beschränken, ob der Leistungsberechtigte 
(Rentenempfänger) das Kind, für das ihm eine Geldleistung 
erbracht wird, tatsächlich unterhält. Ist das nicht der 
Fall, so sind allein damit die tatbestandsmäßigen Voraus­
setzungen der Abzweigung einer für das Kind erbrachten Geld­
leistung jedenfalls nach § 48 Abs. 2 SGB erfüllt. Ob das 
auch für die Voraussetzungen des Abs. 1 der Vorschrift gilt, 
kann dann auf sich beruhen" (BSG aaO).

Das Berufungsgericht hat nach alledem zu Recht auf dem 
Boden der bisher getroffenen Feststellungen eine Unterhalts­
pflicht des Klägers gegenüber der Beklagten für die Zeit ab 
Beginn ihrer Volljährigkeit - mangels Leistungsfähigkeit - 
verneint. Denn die Berufsgenossenschaft für den Einzelhan­
del - Bezirksverwaltung Bremen - als Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung des Klägers hatte mit Schreiben vom
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14. Juli 1986 mitgeteilt, daß dem Kläger nach Berücksichti­
gungen der Pfändungen für den ehelichen Sohn und das nicht­
eheliche Kind (von 145 DM + 146 DM = monatlich 291 DM) von 
seiner Rente monatlich nur 1.105,50 DM bzw. 1.030,60 DM ver­
blieben seien, also jeweils Beträge unter dem Selbstbehalt 
gemäß § 1603 Abs. 1 BGB, den das Berufungsgericht rechtsfeh­
lerfrei mit 1.100 DM für Dezember 1984 und monatlich 
1.200 DM ab Januar 1985 bemessen hat.

2. Nach Auffassung der Revision könnte der Kläger je­
doch zu seiner Rente ein zusätzliches Einkommen erzielen und 
seine Leistungsfähigkeit steigern. Die Revision stellt des­
halb die Feststellung des Berufungsurteils in Frage, daß der 
Kläger, der nach seinem Unfall eine Umschulung zum techni­
schen Zeichner absolviert habe, arbeitsunfähig und nicht 
vermittelbar sei.

Hiermit hat die Revision keinen Erfolg. Das Berufungs­
gericht hat sich nach dem persönlichen Eindruck, den es im 
Verhandlungstermin gewonnen hat, in Verbindung mit einem 
Bescheid des Versorgungsamts Lübeck vom 19. Februar 1986 die 
Überzeugung gebildet, daß es sich bei dem Kläger um einen 
kranken und gebrechlichen Mann handelt, der nicht mehr im­
stande ist, seine eigenen Angelegenheiten zu besorgen.
Selbst wenn er aber in gewissem Umfang eingeschränkt ar­
beitsfähig sein sollte, wäre er nach der Überzeugung des 
Berufungsgerichts gleichwohl auf dem Arbeitsmarkt nicht 
mehr vermittelbar.

Diese auf der Erfahrung des Gerichts und seiner 
Kenntnis von den Verhältnissen des örtlichen Arbeitsmarkts
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beruhende tatrichterliche Beurteilung ist aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden.

3. a) Die Revision greift schließlich die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß die Leistungsfähigkeit des Klägers 
nur nach seinen Renteneinkünften zu beurteilen sei, unter 
einem weiteren Gesichtspunkt an und macht geltend:

Das angefochtene Urteil lasse den Vortrag der Beklagten 
unberücksichtigt, daß aus dem Erlös der Zwangsversteigerung 
des früher im Miteigentum des Klägers und seiner geschiede­
nen Ehefrau stehenden Hauses ein Restbetrag von 
143.827,85 DM vorhanden sei, der hinterlegt sei, von dem der 
Kläger jedoch die Hälfte für sich beanspruche; die Gründe, 
aus denen ihm die Auszahlung des Betrages angeblich verwehrt 
werde, habe der Kläger darlegen und beweisen müssen. Darüber 
hinaus habe das Berufungsgericht auch die von dem Kläger 
nicht bestrittene Behauptung der Beklagten nicht berücksich­
tigt, daß er als Miterbe nach seiner Mutter rund 50.000 DM 
geerbt habe.

b) Diese Rüge hat Erfolg.

Das Berufungsgericht hat bei der Beurteilung der Lei­
stungsfähigkeit des Klägers sowohl den unbestrittenen Vor­
trag der Beklagten zur Höhe des hinterlegten Versteigerungs­
erlöses als auch ihre Behauptung über die Erbschaft des Klä­
gers nach seiner Mutter, der er ebenfalls nicht entgegenge­
treten war, außer Betracht gelassen. Da sich der Kläger auf 
mangelnde Leistungsfähigkeit beruft, oblag ihm indessen“der 
Nachweis, daß er trotz eines ihm zustehenden Hälfteanteils
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an dem restlichen Versteigerungserlös von mehr als 
140.000 DM sowie einer Erbschaft von rund 50.000 DM nicht 
in der Lage ist, den verbleibenden Unterhaltsbedarf der 
Beklagten zu decken.

Ein Unterhaltsschuldner muß zur Erfüllung seiner Unter­
haltsverpflichtung nicht nur diejenigen Einkünfte verwenden, 
die er tatsächlich erzielt, sondern muß sich fiktiv auch 
solche Einkünfte zurechnen lassen, die er zumutbarerweise 
erzielen könnte (vgl. Senatsurteil vom 19. Februar 1986 
- IVb ZR 13/85 = FamRZ 1986, 441, 443 m.w.N.) Als solche 
Einkünfte kommen hier erzielbare Zinseinnahmen aus dem be­
haupteten Vermögen des Klägers in Betracht. Außerdem hat 
ein unterhaltsverpflichteter Elternteil zum Unterhalt seiner 
Kinder im Rahmen des § 1603 Abs. 1 BGB grundsätzlich auch 
den Stamm seines Vermögens einzusetzen (vgl. im einzelnen 
Senatsurteil vom 23. Oktober 1985 - IVb ZR 52/84 = FamRZ 
1986, 48, 50). Eine Obliegenheit zur Verwertung des Vermö­
gensstammes trifft ihn nur dann nicht, wenn dies - ange­
sichts seiner sonstigen Verbindlichkeiten und des eigenen 
Unterhaltsbedarfs - mit einem wirtschaftlich nicht mehr ver­
tretbaren Nachteil für ihn verbunden wäre (Senatsurteil vom 
23. Oktober 1985 aaO).

Ob das im einzelnen der Fall ist, hat der Tatrichter 
unter Würdigung aller maßgeblichen Umstände bei Berücksich­
tigung sämtlicher verfügbaren Einkünfte zu beurteilen. Diese 
Prüfung hat das Berufungsgericht rechtsfehlerhaft unterlas­
sen. Aus diesem Grund kann das angefochtene Urteil nicht 
bestehen bleiben.
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Die Sache ist vielmehr unter Aufhebung des Berufungs­
urteils zur umfassenden Feststellung der Vermögensverhält­
nisse des Klägers und zur erneuten Prüfung seiner Leistungs­
fähigkeit sowie der Bedürftigkeit der Beklagten seit Ein­
tritt ihrer Volljährigkeit an das Oberlandesgericht zurück-
zuverweisen.

Lohmann Portmann Krohn

Zysk Nonnenkamp
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